
Europäisches Patentamt 
Besch Werdekammern 

Europesn Petent Offic; 
Boards Ol AppeaJ 

CffJcs europser des brevets 
Chanîbres de rocoürs 

V a r a f t e n t l i c n u n g im A m t s b l a t t Ja /Ne in 
PuDiicarion in The Of f ic ia l Journal Y^/No 
Publ icat ion au Journal Of f ic ia l QiTf/Mo 

Eiuropäisches 
î^atentamt 
îîeschwerdekaïîim«ni 

European Patent 
Office 
Boards of Appaai 

Office européen 
des brevets 
Chambres de r^aaarz 

Aktenzeichen: 
Case Number: 
N O du recours : 

04/82 Aktanzeiohen: T 04/82 

E M S C H E I D U N G / DECISION 
vom/of/du 1. Dezember 1982 

Anmelder: 
Applicant: VOEST 
Demandeur : 

Stichwort: 
Headword : 
Référence : 

E P Ü / E P C / C B E Art. 52, 56 

"Erfinderische Tätigkeit' 

Beschwardeffihrer: 

E N T S C H E I D U N G 

ÜBT Tschnischen Beschwerdekammer 3.2.2. 
vom 1. Dezember 1982 

Vereinigte österreichische Eisen- und Stahlwerke 
Alpine Montan Aktiengesellschaft 
Priedrichstr. 4 
A - 1011 Wien, Österreich 

Vertreter: 

Leitsatz / Headnote / Sommaire 

Hübscher Gerhard, Dipl.-Ing. 
Patentanwälte Dipl.-Ing. Gerhard Hübscher 
Dipl.-Ing. Helmut Hübscher 
Dipl.-Ing. Heiner Hübscher 
Spittelwiese 7 
A-4020 Linz, Österreich 

Angegriffene Entscheidung: Entscheidung der Prüfungsabteilung 079 
vom 2. Oktober 1981, mit der die europäische 
Patentanmeldung Nr. 79 100 451.8 aufgrund des 
Artikels 97 (1) EPÜ zurückgewiesen worden ist. 

Zusammensstzung der Kammer: 
Vorsitzender: G. Andersson 

M. Huttner 
Mitglied: Prélot 
Mitglied: 



Sachverhalt und Anträge 

Die am 15. Februar 1979 unter Beanspruchung der Priorität 
der Voranmeldung in Österreich vom 3. März 1978 angemelde­
te, unter der Nummer 0 003 978 veröffentlichte europäische 
Patentanmeldung Nr. 79 100 451.8 vmrde von der Prüfungsab­
teilung 079 mit der Entscheidung vom 2. Oktober 1981 zu­
rückgewiesen . 

nen Entscheidung mit dem geltenden Patentanspruch nicht 
möglich erscheine. Nach einem weiteren Bescheid legte die 
Anmelderin mit Schriftsatz vom 28. September 1982 eine neue 
Beschreibung sowie zwei neue, nur noch Figuren 1 bis 6 ent­
haltenden Zeichnungen und mit Schriftsatz vom 11. November 
1982 neue Patentansprüche 1 und 2 sowie neue, geänderte Be-
schreitaungsseiten 3 und 4 vor. 

Die Patentansprüche haben folgenden Wortlaut: 

Der Entscheidung lag die am 13. Mai 1981 eingegangene Pas­
sung eines einzigen Patentanspruches zugrunde. 

II In der Entscheidung führt die Prüfungsabteilung aus, der 
Gegenstand des Patentanspruches beruhe nicht auf einer er­
finderischen Tätigkeit. Zur Begründung verweist sie auf die 
Veröffentlichungen DE-A-2 058 718 und AT-B- 312 662, aus 
denen sich der Gegenstand des Anspruches in naheliegender 
Weise ergäbe. 

III Gegen diese Entscheidung hat die Anmelderin unter Entrich­
tung der Beschwerdegebühr am 21. November 1981 Beschwerde 
eingelegt und diese unter Vorlage eines neuen Patentanspru­
ches begründet. Sie meint, der Fachmann könne dem Stand der 
Technik keine Hinweise entnehmen, entsprechend der Erfin­
dung zu verfahren, insbesondere sei bisher keine Straßen­
walze bekannt geworden, bei der zumindest in einem der je­
weils an den Mittelteil anflanschbaren austauschbaren Fahr­
gestelle ein Lenktrieb für den drehbaren Läufer angeordnet 
ist. Die Anmelderin beantragt, die angefochtene Entschei­
dung aufzuheben und auf Grund des neuen Patentanspruches 
ein europäisches Patent zu erteilen. 

1. Straßenwalze mit einem einen Vorder- und einen Hinter­
läufer (4,5) tragenden Mittelteil (1) und einem auf diesem 
gelagerten Antriebsraotor, der über wenigstens eine Pumpe 
und mindestens einen Hydraulikmotor den Vorder- bzw. Hin­
terläufer (4,5) antreibt sowie mit einer Lenkung für minde­
stens einen der beiden Läufer (4,5), die jeweils eine aus­
tauschbare Baueinheit (2,3) bilden, dadurch gekennzeichnet, 
daß von den jeweils an den Mittelteil (1) anflanschbaren 
Baueinheiten (2,3) für den Vorderläufer (4) und den Hinter­
läufer (5) zumindest in einer Baueinheit (2,3) der zur Len­
kung drehbar gelagerte Läuferteil mit dem hydraulischen 
LenktrieVi untergebracht ist und zumindest eine Baueinheit 
(2,3) den Hydraulikmotor (9) trägt. 

2. Straßenwalze nach Anspruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
daß die Baueinheit (2,3) für den Vorderlaufer (4) bzw. Hin­
terläufer (5) einen Vibrationsantrieb (10) aufweist. 

Die Anmelderin beantragt nunmehr, die angefochtene Ent­
scheidung aufzuheben und das europäische Patent mit diesen 
Patentansprüchen, der nunmehr geltenden Beschreibung und 
Zeichnungen zu erteilen. 

IV Mit Bescheid vom 9. März 1982 ist der Anmelderin mitgeteilt 
worden, aus welchen Gründen eine Aufhebung der angefochte-

Wegen des Wortlauts des ursprünglichen Patentanspruches und 
der ursprünglichen Beschreibung wird auf die Veröffentli­
chung Nr. 0 003 978 verwiesen. 



Gründe 

1. Die Beschwerde entspricht den Artikeln 106 bis 108 sowie der 
Regel 64 EPÜ, sie ist daher zulässig. 

2. Die Prüfung der mit Schriftsatz vom 11. November 1982 einge­
gangenen Patentansprüche ergibt folgendes: 

Im ersten Teil (Oberbegriff) des Patentanspruches 1 hat die 
Anraelderin alle Merkmale aufgeführt, die in Verbindung mit­
einander infolge der Vorveröffentlichung DE-A-2 058 718 nicht 
mehr neu sind (Regel 29 (1) a) EPÜ). Da in den im Recherchen­
bericht ermittelten Veröffentlichungen keine Vorrichtungen zu 
finden sind, die dem Gegenstand des Anspruches 1 näherkommen, 
bestehen gegen die Berücksichtigung dieser Vorveröffentli­
chung als hiervon auszugehendem Stand der Technik keine Be­
denken . 

Die geltende Fassung des Anspruches 1 weicht von dessen ur­
sprünglicher Fassung insofern ab, als für die Lenkung minde­
stens einer der beiden Läufer im Oberbegriff angegeben ist, 
während im kennzeichnenden Teil nunmehr der zur Lenkung des 
drehbar gelagerten Läuferteils dienende, zumindest in einer 
Baueinheit untergebrachte hydraulische Lenktrieb erwähnt 
ist. 

Gegen die Aufnahme dieser Merkmale in die entsprechenden Tei­
le des .Anspruches 1 bestehen seitens der Kammer keine Beden­
ken, da auf Seite 4, Zeilen 2-5, der ursprünglichen Beschrei­
bung dargetan ist, daß der eigentliche Lenktrieb für den Läu­
fer in den Baueinheiten untergebracht ist und mittels eines 
Drehzapfens durch den Lenktrieb gelenkt wird. Dies bedeutet 
für den Fachmann, daß diejenigen Teile des Läufers gelenkt 
werden, die zusammen mit dessen Drehzapfen drehbar gelagert 
sind. 

Der geltende Anspruch 1 unterscheidet sich weiter von dem ur­
sprünglichen dadurch, daß der ehemals als alternativ in nicht 
zwingender Form aufgeführte Vitarationsantrieb des Läufers ge­
strichen worden ist. Gegen diese Streichung bestehen selbst­
verständlich auch keine Bedenken. 

Der abhängige Patentanspruch 2 findet seine Stütze in dem 
ursprünglichen Patentanspruch (vgl. oben). 

Die geltenden Patentansprüche sind daher von den Unterlagen 
hinreichend gestützt (Art. 84 EPÜ) und gehen nicht über den 
Inhalt der ursprünglich eingereichten Fassung hinaus (Art. 
123 (2) EPÜ). Sie genügen daher den Vorschriften des Überein­
kommens und sind daher formal nicht zu beanstanden. 

3. Bei der bekannten Straßenwalze nach der DE-A- 2 058 718 ist 
zur Lenkung ein aus zwei gelenkig verbundenen Gehäuseteilen 
bestehender Mittelteil vorgesehen und die Läufer oder Räder 
sind mitsamt deren Achslager als Baueinheiten in die Gehäuse­
teile einsetzbar. Abgesehen von der über einen die Gehäuse­
teile verbindenden sperrbaren Kraftkolben bewirkten Knicklen­
kung wird die Lenkung nur im Zusammenhang mit der Sperrung 
der Gelenkverbindung offenbart. Sie erfolgt durch Erteilung 
einer unterschiedlichen Umfangsgeschwindigkeit an mehrere ne­
beneinander angeordnete Räder einer Baueinheit. Trotz des er­
heblichen Konstruktionsaufwandes einer derartigen Bauweise 
bleiben jedoch die Umrüstmöglichkeiten auf bestimmte Einsatz­
gebiete beschränkt, was von der Anmelderin als nachteilig em­
pfunden wird. Der Anmeldung liegt daher die Aufgabe zugrunde, 
die bekannte Vorrichtung so zu verbessern, daß sie in einfa­
cher Weise für alle anfallenden Arbeiten ohne besonderen Auf­
wand umgerüstet werden kann. 



Diese Aufgabe wird durch die im kennzeichnenden Teil des An­
spruches 1 aufgeführten Merkmale gelöst. 

Die Vorrichtung nach Anspruch 1 unterscheidet sich von der in 
der DE-A- 2 058 718 offenbarten durch die Anflanschbarkeit 
der Baueinheiten an den Mittelteil sowie durch die Unterbrin­
gung des hydraulischen Lenktriebes für den drehbar gelagerten 
Läuferteil in zumindest einer Baueinheit und ferner dadurch, 
daß zumindest eine Baueinheit den Hydraulikmotor trägt. 

Diese Mérmale sind auch bei der Straßenwalze gemäß der im Re­
cherchenbericht genannten DE-A- 1 709 329 nicht vorhanden, in 
dem dort die Baueinheit weder an den Mittelteil angeflanscht, 
noch der Lenktrieb für den drehbar gelagerten Läuferteil in 
der Baueinheit untergebracht ist. 

Aus den weiteren im Recherchenbericht noch genannten Vorver­
öffentlichungen (AT-B- 312 662, DE-A- 2 139 853, DE-U-
7 208 547) ist der Gegenstand des Anpruches 1 ebenfalls nicht 
bekannt geworden, lassen doch die dort offenbarten Straßen­
walzen weder an einen Mittelteil anflanschbare Baueinheiten, 
noch einen in der solchen untergebrachten hydraulischen Lenk­
trieb zur Lenkung eines hierzu drehbar gelagerten Läufertei­
les erkennen. 

Die Vorrichtung nach Anspruch 1 ist daher gegenüber dem vor­
stehend berücksichtigten Stand der Technik neu (Art. 54 
EPÜ) . 

Die Prüfung, ob der Gegenstand des Anspruches 1 sich aus die­
sem Stand der Technik in naheliegender Weise ergibt, gelangt, 
wie nachstehend näher ausgeführt, zu einem das Vorhandensein 
der erfinderischen Tätigkeit befürwortenden Ergebnis. 

Die im kennzeichnenden Teil des Anspruches 1 angegebene Lö­
sung der gestellten Aufgabe beruht auf dem Gedanken, die Len­
kung nicht unter Zuhilfenahme von unterschiedlichen Umfangs­
geschwindigkeiten der Räder, sondern durch eine vom festste­
henden Teil der Baueinheit ausgehenden Lenkung der drehbaren 
Teile vorzunehmen. 

Zur Verwirklichung dieses Gedankens dient nach Vorschlag der 
Anmeldung der auf der Baueinheit untergebrachte hydraulische 
Lenktrieta zur Lenkung der drehbaren Läuferteile. Dadurch wird 
die Baueinheit von der Einschränkung eines mit unterschiedli­
cher Umfangsgeschwindigkeit arbeitenden Walzen- oder Radan­
triebes befreit und ein Austausch einer nicht lenkbaren Bau­
einheit durch eine lenkbare durch einfaches Anflanschen an 
einen gleichbleibenden Mittelteil ermöglicht, ohne von letz­
terem ausgehende Zwischenstücke ein- bzw. ausbauen zu müssen. 
Dadurch wird eine Vereinfachung und gute Anpassungsmöglich­
keit der Straßenwalze an die jeweils anfallenden Straßeriar-
beiten erreicht. 

Aus den genannten Veröffentlichungen kann der Fachmann keinen 
Hinweis entnehmen, wie die Straßenwalze gemäß der DE-A-
2 058 718 zu verbessern wäre, um zu einer an den Mittelteil 
anflanschbaren, in sich lenkbaren Baueinheit zu gelangen. 

Die in der DE-A- 1 709 329 offenbarte lenkbare Rüttelwalze 
besitzt eine mittige Lenkeinheit und vorn und hinten je ein 
gelenkig verbundenes Führungsgestell mit starrer Walzentrora-
melachse. Ausgehend von der Lenkeinheit bewerkstelligt eine 
hydraulische Lenkvorrichtung die Lenkung der beiden Führungs­
gestelle. An eine Unterbringung des Lenktriebes in den Füh­
rungsgestellen und deren Anflanschung an den Mittelteil ist 
also nicht gedacht worden. 



Diese Drucksclnrift "konnte daher weder für sich noch in Ver­
bindung mit der DE-A- 2 058 718 die im kennzeichnenden Teil 
des Anspruches 1 angeführte Merkmalskombination nahelegen. 

Auf die in der Entscheidung der Vorinstanz genannte Vorver­
öffentlichung AT-A- 312 662 braucht nicht näher eingegangen 
zu werden, weil die darin offenbarte Straßenbaumaschinengrup­
pe lediglich die Lehre vermittelt, einen unlenkbaren Walzen­
verdichter an einen mit einer Zugmaschine gelenkig gekuppel­
ten Mittelteil anzuflanschen, der über einen Betätiger von 
der Zugmaschine aus gelenkt wird. An eine in sich lenkbare, 
an einen Mittelteil anflanschbare Baueinheit ist hier nicht 
gedacht, so daß der Fachmann hieraus ebenfalls keine Anregung 
zur Verbesserung der Vorrichtung der DE-Ä- 2 058 718 entneh­
men kann. 

Das gleiche gilt für das im Recherchenbericht noch angeführte 
Dokument DE-U- 7 208 547, in dessen Verdichtungsmaschine zu­
dem noch ein der Anflanschung dienender Mittelteil fehlt. 

reichend würdigende und dem geltenden Patentanspruch 1 ange­
paßte Einleitung enthält und nicht länger aktuelle Partien 
gestrichen worden sind. 

Aus diesen Gründen wird wie folgt entschieden: 

1. Die Entscheidung der Prüfungsabteilung 079 des Europäischen 
Patentamtes vom 2. Oktober 1981 wird aufgehoben. 

2. Die Sache wird an die Vorinstanz mit der Auflage zurückver­
wiesen, ein europäisches Patent aufgrund folgender Unterlagen 
zu erteilen: 

Patentansprüche in der Fassung vom 11. November 1982, 
Beschreibung mit Seiten 1, 2, 5 und 6, in der Fassung vom 28. 

; September 1982, sowie mit Seiten 3 und 4 in der Fassung vom 
11. November 1982, 
Zwei Zeichnungsblätter mit den Figuren 1 bis 6 vom 28. Sep­
tember 1982 . 

Diese Druckschriften konnten daher gleichfalls die im Kenn­
zeichen des Anspruches 1 angegebene Merkmals-Kombination 
nicht nahelegen. 

Der Geschäftsstellenbeamte: Der Vorsitzende: 

Die Straßenwalze nach Anpruch 1 beruht daher auf einer erfin­
derischen Tätigkeit (Art. 56 EPÜ). Dieser ist deshalb auf­
grund des Artikels 52 EPÜ gewährbar. 

6. Der abhängige Patentanspruch 2 hat eine besondere Ausfüh­
rungsform der Straßenwalze nach .Anspruch 1 zum Gegenstand. Er 
kann infolgedessen gleichfalls gewährt werden. 

7. Gegen die geltende Beschreibung bestehen keine Bedenken, 
nachdem sie eine den nächstliegenden Stand der Technik hin-




